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Nr. 59. Mittag⸗ Ausgabe. 


Deutſchland. 
9. 0. Landtags⸗Verhandlungen. 

12. Sitzung des Abgeordnetenhauſes (vom 3. Februar). 
10 Uhr. Am Miniſtertiſche Friedenthal, Achenbach, Camphauſen, Graf 
zu Eulenburg und zahlreiche Commiſſarien. 
für unge die Rechnungen der Kaſſe der Oberrechnungskammer 

a ahr . 
Auf der Tagesordnung ſteht 1 7 die erſte Berathung des Entwurfs 
eines Geſetzes, betreffend einige Abänderungen der geſetzlichen Vor⸗ 
ſchriften über die Veranlagung der Grundſteuer, der Klaſſen⸗ 

claſſificirten Einkommenſteuer. f . 

Abg. v. Meyer (Arnswalde) empfiehlt den Geſetzentwurf einer beſonde⸗ 
ren Commiſſion u überweiſen; er wünſcht beſonders für die Einkommen⸗ 
1 15 gänzli e Abſchaffung der Remonſtrationsinſtanz, die ſich nicht 

rt habe. 

9 A in Rickert ift gerade der Anſicht, daß ſich die Reclamations⸗ und 
emonſtrationsinſtanz ſehr gut bewährt haben; auch die Regierung hält ſie 
ur zweckmäßig und jagt in den Motiven, daß ſich die Beibehaltung beider 
ſtanzen dringend empfehle. Redner beantragt, den Geſetzentwurf der 
udgetcommiſſion zu überweiſen, weil dieſelbe ſchon mit ähnlichen Gegen⸗ 
aͤnden beſchäftigt ſei und es ſich vielleicht ermöglichen laſſe, noch in dieſer 
zeſſion eine weſentliche Vereinfachung der Veranlagung und Erhebung 

dieſer Steuern zu erzielen. \ 

wife Lauenſtein empfiehlt gleichfalls die Verweiſung an die Budgei⸗ 
commiſſion; er ſpricht der Regierung ſeinen Dank dafür aus, daß die be⸗ 
rechtigten Beſchwerden der hannoverſchen und ſchleswigſchen Grundbeſitzer 
in Betreff der Veranlaſſung der Deiche zur Grundſteuer jetzt berückſichtigt 
A on ſind. Was die Veranlagung zur Klaſſenſteuer betrifft, jo empfehle 
IN gleich eine Verkürzung der Reclamationsfriſt von 6 auf 4 Wochen. 

as die Remonſtration bei der Einkommenſteuer betreffe, ſo habe ſie ſich 
als praktiſch und nothwendig bewährt. Die Regierung wolle ſie auch nicht 
Aufbeben, ſondern ihr nur ein anderes Verhältniß zur Reclamation geben. 
bittet 9, d. Benda empfiehlt die Verweiſung an die Budgetcommiſſion und 
züttet beſonders die Herren aus Schleswig⸗Holſtein, binſichtlich der Grund: 
Inforderanlagung der Deiche den Mitgliedern der Commiſſion die nöthigen 

mationen zu gewähren. a i 
Inſt g. v. Heyden ſpricht ſich gegen die Aufhebung der Remonſtrations⸗ 
wei anz bei der Einkommenſteuer aus, empfiehlt aber gleichfalls die Ver⸗ 

iſung der Vorlage an eine beſondere Commiſſion. 

di Bun Haus beſchließt mit ſehr großer Majorität, den 
die Budgetcommiſſion zu überweisen. Ä ge 

187 Hinſichllich des Nachweiſes der Verwendung des im Extraordinarium pro 
1875 zu unvorhergeſehenen außerordentlichen Ausgaben für 
die Stgatseiſenbahnen 9 Dispoſitionsfonds von 900, 
Mark beſchließt das Haus nach dem Antrage des Referenten Hammacher 
zu erklären, daß die Rechenſchaft über die Verwendung durch den vor⸗ 
ie a2 nach Vorſchrift des Etatsgeſetzes für 1875 ordnungsmäßig 
erbracht iſt“. r 

Es folgt der mündliche Bericht der Budgetcommiſſion zu dem Rechen⸗ 
töbericht über die weitere Ausführung des Geſetzes vom 19. December 
1869, betreffend die Conſolidation preußiſcher Staatsanleihen. 

5 Referent Abg. Lipke beantragt, da die Commiſſion bei Prüfung des 
Berichts nichts zu erinnern gefunden, denſelben durch Kenntnißnahme für 
erledigt zu erachten. 
der das Haus tritt dem Antrage bei und wendet ſich ſodann der Fortſetzung 
2 Se ung des Staatshaushaltsetats zu. 
55 ya der einmaligen und außerordentlichen Ausgaben („zu grö⸗ 
bauten . 900 00005 1 e Landesmeliorationen und Deich⸗ 
184 % bemerkt: . 
ligen eier Köhler (Neuenhaus): Ich kann zunächſt dem landwirthſchaft⸗ 
feinem Einiſter meine befonbese Anerkennung dafür ausſprechen, daß er ſeit 
leit wi Eintritt in das iniſterium ſeine beſondere Ppeleld und Thätig: 
hen ie den anderen Zweigen der Landwirthſchaft, fo ſpeciell auch der Aus: 
a ng der Moorcanalbauten zugewandt hat. Die große Bedeutung der 
antalbauten im mittleren Emsgebiete wird dem Hauſe aus früheren Ver⸗ 
er gen bekannt fein. Vor Allem wird die Canaliſirung dieſer unabſeh⸗ 
und orflachen das beſte Mittel gegen das fo verrufene Moorbrennen 
ür Nenn daraus entſtehenden Moorrauch ſein. Durch die im vorigen Jahre 
ieſe Zwecke bewilligten 1,500,000 Mark, ſind die Canalbauten um ein 
in deutendes ne Vollendung näher gebracht worden. Ich hätte allerdings 
em diesjährigen Ctat einen gleichen Betrag für dieſen Zweck gewünſcht, 
r 9 eß bei der jetzigen Finanzlage einen . Antrag nicht 
\ nabortun, Ich wich nur, daß es dem Herrn Miniſter gelingen möge, 
J N 5 Etat eine mindeſtens gleich hohe Summe wie im vorigen 
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anderen Provinzen nicht ſtattgefunden haben, weil die Betheiligten 
Verte Grundlage der i 


dadurch er großartigen Unternehmungen mit Freude begrüßen. N 
en Ei einigermaßen die Differenz zwiſchen der diesjährigen und der vori⸗ 
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Ab 
Wunsch Hammacher: Den von den beiden Vorrednern geäußerten 
bei ung zuncließe ich mich vollſtändig an. Es ift in dieſen letzten Jahren 
liches eleiſte erſten Male auf dem Gebiete des Canalweſens etwas Erſicht⸗ 
Wirken zt und die Canalfrage aus dem Bereiche frommer Wünſche in die 
dem Ge let hinausgetreten. Unſer Vorbild und Muſter für das, was auf 
Holland fein des Canalbauweſens erreicht werden kann, muß für alle Zeiten 
N, welches bekanntlich durch ſein a e analſyſtem weit 
are ähen wüſten Moorlandes der Cultur wiedergewonnen und 
m und außerordentlich ertragsreichem Ackerlande gemacht hat. 
t — alſpſtem in den Holland benachbarten Provinzen einen glüd- 
bolländiſchge € aben, jo iſt vor Allem eine Verbindung unſerer mit den 
anälen not wendig. Hierzu aber bedarf es des Abſchluſſes 
1 it dem Königreich der Niederlande und ich möchte daher 
abfztegierung bitten, uns eine Auskunft darüber zu geben, in 
\ ndwirthſcha der Vorbereitung ſich der Abſchluß dieſer Verträge befindet. 
erwidern, daß chaftlicher Miniſter Dr. Friedenthal: Ich kann hierauf 
lagen dieſer z n Mai v. J. eine vollſtändige Einigung über die Grund: 
zielt worden it rträge mit der holländiſchen Regierung hier in Berlin er⸗ 
Die Beſtätigung derſelben iſt Seitens des auswärtigen 


Achtundfünfzigſter Jahrgang. — Verlag von Eduard Trewendt. 


Miniſteriums des Deutſchen gr und Hollands bereits erfolgt, und es 
handelt ſich gegenwärtig nur noch um die die letzte Sanction herbeiführenden 
Acte, in denen, wie ich annehmen darf, ein Hinderniß nicht mehr eintreten 
wird. Ich kann alſo in ſichere Ausſicht ſtellen, daß dieſe Verträge ſich ver⸗ 
wirklichen werden. ; 

Abg. Windthorſt (Meppen): 88 kann die Sparſamkeitsmaßregeln des 
Finanzminiſters in der diesjährigen Verringerung dieſer Poſition nur leb⸗ 
haft bedauern. Wenn man ſolche Unternehmungen einmal begonnen hat, 
dann erfordert es eine richtige Wirthſchaftspolitik, mit aller Energie ihre 
ſchnellſte Vollendung herbeizuführen, weil nur ſo das angelegte Kapital 
rentbar gemacht werden kann. Außerdem könnte durch lebhafte Förderung 
dieſer Bauten von Seiten des Staats einer großen Anzahl arbeitsloſer 
Arbeiter Beſchäftigung und Brot gegeben und dadurch die ee Noth 
wenigſtens zu einem Theil verringert werden. i 

on dem Abg. Krah wird zu dieſem Titel die Reſolution beantragt: 
Die königliche Staatsregierung aufzufordern, dem Landtage einen Geſetz⸗ 
entwurf vorzulegen, durch welchen der Wilſter Marſch zur Herſtellung von 
Strom⸗ und Uferſchutzanlagen am Elbdeiche eine Staatsbeihilfe im Ver⸗ 
hältniß von ½ der geſammten Herſtellungskoſten gewährt wird. 

Abg. Krah motivirt feinen Antrag durch eine Darlegung der Verhält⸗ 
niſſe jener Gegend. Die Wilſter Marſch entbehrt eines genügenden Deich⸗ 
ſchutzes. Der jetzige Zuſtand bringt die Gefahr eines Deichbruchs mit ſich, 
und damit nicht nur eines unüberſehbaren Schadens, ſondern es würde, in 
Folge der Höhenverhältniſſe und der Beſchaffenheit des dortigen Marſch⸗ 
landes, in ſolchem Falle ein fruchtbarer Landſtrich von mehr als 15,000 Hec⸗ 
taren dem gänzlichen Untergange preisgegeben ſein. Die mit der Herrich⸗ 
tung genügender Schutzwerke verbundenen Koſten betragen nach den aufge⸗ 
ftellten und revidirten Koſtenanſchlägen mehr als 1% Millionen Mark und 
überſteigen bei Weitem die Leiſtungsfähigkeit des Deichverbandes. Auch 
baben dieſe Werke, zumal in Betracht der Art und des Umfanges der durch 
dieſelben abzuwendenden Calamität, eine über das provinzielle Intereſſe 
hinausgehende Bedeutung. 

Abg. Hanſen: Ich beantrage die Reſolution des Abg. Krah der um 
7 Mitglieder zu verſtärkenden Budgetcommiſſion zu überweiſen. Ich würde 
es für ſehr N halten, wenn der landwirthſchaftliche Miniſter 
bei feinem in Ausſicht geſtellten Beſuch in Weſtſalen einen Abſtecher nach 
den Wilſter Marſchgegenden machen wollte, um ſich durch Augenſchein von 
den drohenden Gefahren zu überzeugen, denen dieſe Gegend bei einem Deich⸗ 
bruche ausgeſetzt iſt. Er würde dort gewiß dieſelbe gaſtfreundſchaftliche Auf: 
nahme finden, wie ſie ihm der Abg. Berger für Weſtfalen zugeſagt hat 
(Heiterkeit). Die e der Gefahr eines Deichbruches iſt bei uns aber 
nach Anſicht der ſachverſtändigen Techniker in ſtetem Steigem begriffen. 
Hunderte von Menſchenleben würden bei einer ſolchen Kataſtrophe dem 
ſicheren Tode ausgeſetzt und das überſchwemmte Land für die Cultur auf 


000 lange Jahre hinaus verloren ſein. Möge der Staat bald mit ſeinen Mit⸗ 
teln hier etwas thun, damit nicht auch für dieſe Gegend Zuſtände herauf: | 


0 148 fall e wie ſie in der Nogat⸗Niederung leider bereits eingetreten 
ind. ifall. 

Der Antrag auf Verweiſung der Reſolution in die um ſieben Mitglieder 
zu verſtärkende Bupge-Commilion wird angenommen. 

Zu Titel 8 (Für das Duünenweſen in den Provinzen Preußen und 
Pommern 63,00 Mar macht Abg. — ert auf die bei Jahren conſta⸗ 
tirte Thatſache aufmerkſam, daß an vielen Stellen der pommernſchen Küfte, 
insbeſondere aber im Regierungsbezirk Köslin die Dünenbildung wegen 
mangelnder Schutzvorichtungen immer mehr in das Land hineindringe und 
damit immer mehr angebaute Küſtenſtrecken der Verſandung und den ein⸗ 
brechenden Meereswogen zum Opfer fallen. Die bisher gegen dieſes Unheil 
angewandten Mittel des Staates reichen bei Weitem nicht aus. Als das 
allein wirkſame Gegenmittel habe ſich nach der Erfahrung und dem überein⸗ 
e umge Urtheil der Sachverſtändigen die Anforſtung beſtimmter Küſten⸗ 
treden erwieſen. Leider aber ſei hierfür von Seiten des Staates bisher 
ſehr wenig geſchehen. Wenn man bedenke, daß allein die Sturmfluth von 
1872 an den pommernſchen Küſten durch Verſandung von Uferſtrecken und 
durch Ueberſchwemmung einen Schaden von 2% Millionen Thaler ange: 
richtet, ſo ſei das Verlangen gewiß gerechtfertigt, daß der Staat nicht ſo 
winzige Summen, wie ſie dieſer Etat auſweiſt, für eine Sache von folder 
Bedeutung zur Verwendung bringe. Er wolle in dieſem Jahre einen 
directen Antrag in dieſer Richtung nicht ſtellen, hoffe aber vejtimmt im 
nächſtjährigen Etat einer bei weitem höheren Summe für dieſen Zweck zu 
begegnen. 3 N 

Die Poſition wird bewilligt. j 

Bei Titel 10 („Zur Herſtellung von Schutzwaldungen auf dem Weſt⸗ 
ſtrande der Inſel Sylt 82,700 Mark) erwidert auf eine Anfrage des Abg. 
Richter (Sangerhauſen) der Regierungs⸗Commiſſar, die Regierung 
gehe damit um, einen Plan anfertigen zu laſſen behufs einer Ueberſicht, 
wie man ſyſtematiſch die bedrohten Punkte der Weſtkuͤſte der e Sylt 
ſchützen könne. Dieſer Plan iſt bereits in der Ausarbeitung begriffen und 
wird von der Regierung zur Grundlage des weiteren Vorgehens gemacht 
werden. . \ g 

Die Poſition wird genehmigt und iſt hiermit der Etat des landwirth⸗ 
ſchaftlichen Miniſteriums erledigt. 3 : 

Die Etats des Abgeordneten⸗ und Herrenhauſes werden ohne Debatte 
erledigt. 

Beim Etat der Allgemeinen Finanz⸗ Verwaltung beklagt ſich zu 
Titel 10 („Einnahmen des vormaligen Staatsſchatzes“) Alg. v. d. Goltz 
darüber, daß die Regierung auch nach dem Termin der Emanation des 
Provinzial⸗Dotations⸗Geſetzes fortfahre, die Chauſſee⸗Einnehmer⸗Häuſer zu 
Gunſten der Negierungskaſſe zu veräußern, eine Maßregel, die dem Geiſt 
des otationsgeſeges durchaus n ſei und die Provinzial⸗Verbände 
aufs Empfindlichſte belaſte, da dieſelben gezwungen würden, für ihre Beamten 
neue Häuſer zu beſchaffen. Er hoffe, daß die Regierung aus dem Gefühl 
der Billigkeit und Gerechtigkeit mit dieſer Maßregel innehalten und den 
Erlös aus dieſen Häufern den Provinzial⸗Verbänden zuwenden werde. 

Der Titel wird genehmigt. ! air 7 

Zu Titel 11 (Ueberſchüſſe aus dem ehemaligen kurfürſtlichen Hausſchatz 
zu Kaſſel, 148,000 Mark) bemerkt 

Abg. Windthorſt (Meppen): Im vorigen Jahre wurde bei Berathung 
dieſes Titels von der Regierung ausdrücklich erklärt und zugeſtanden, daß die Ein: 
ſtellung dieſer Poſitionſin den Etat der Rechtsfrage bezüglich des von den Agnaten 
des kurheſſiſchen Hauſes wegen Herausgabe des Schatzes angeftrengten Prozeſſes 
in keiner Weiſe präjudiciren ſolle. Ich habe dieſe bindende Erklärung der 
Regierung heute hier nochmals in Erinnerung bringen wollen, damit nicht 
bei den Betheiligten irrthümliche Anſchauungen darüber zu ihren Ungunſten 
ſich feſtſetzen, die in leiner Weiſe begründet ſein würden. Der Regierungs⸗ 
Commiſſar kann nur beſtätigen, daß die Einſtellung dieſer Poſition in den 
diesjährigen Etat in keinem anderen Sinne als in dem Etat pro 1876 und 
für das erſte Quartal 1877 geſchehen iſt. 

Abg. Hammacher: Damit nicht die Meinung aufkomme, als ob es ſich 
hier um eine Parteifrage handle, erkläre auch ich, daß ich es für durchaus 
ſelbſtverſtändlich erachte, daß das Einſtellen dieſer Poſition in den Etat der 
Rechtsfrage in dem angeſtrengten Prozeß in keiner Weiſe präjudicirt. Ich 
muß hierbei aber meiner Verwunderung darüber Ausdruck geben, daß in 
den Eingaben Seitens der Betheiligten in dieſer Sache eine nervöſe Ge⸗ 
reiztheit zur Schau getragen wird, die auf die ae lite ihrer Anſprüche 
gerade kein ſehr günſtiges Licht wirft. (Sehr wahr! links. 

Abg. Windthorſt (Meppen) acceptirt die gehörten Erklärungen mit 
beſtem Dank. Die Gerechtigkeit ſei leicht erklärlich, da der Gegenftand, um 
den ſich der Prozeß dreht, nicht, wie das ſonſt üblich, in Sequeſter genom⸗ 
men und ſeparat verwaltet, ſondern einfach incammerirt werde. Er ſelbſt 
würde in ſolchem Falle nervös werden, obgleich er ſonſt an ſchwachen Ner⸗ 
ven glücklicherweiſe nicht leide. (Heiterkeit. 

Die Poſition wird genehmigt. n 

gu Kap. 57 hat der Abg. Wachler (Schweidnitz) den Antrag geſtellt, 
die Titel 1 und da dieſes Kapitels, ſowie die Titel 4 und 5 des Kap. 92 im 
Etat für das Miniſterium des Innern (Ausgabe⸗Poſitionen für die Ober⸗ 


Zeitun 


g. 


Expeditlon: Herrenſtraße Nr. 20. Außerdem übernehmen alle Poſt⸗ 
Unftakten Beſtellungen auf die Zeitung, welche Sonntag und Montag 
einmal, an den übrigen Tagen zweimal erſcheint. 


Montag, den 5. Februar 1877. 


Ale und die Regierungen) der Budgetcommiſſion zur Vorberathung zu 
erweiſen. 
Abg. Wachler (Schweidnitz): Sie finden in den genannten Titeln des 
Etats der allgemeinen Finanzverwaltung 385 Ober⸗Regierungsrätbe und 
Regierungsräthe mit dem entſprechenden Gehalt und Wohnungsgeldzuſchuß auf⸗ 
geführt und in den genannten Titeln des Miniſteriums des Innern 13 
irectoren und Mitglieder der Verwaltungsgerichte aus der Zahl der Regie⸗ 
rungsräthe mit dem entſprechenden Gehalte von 77,100 Mark und dem 
Wohnungsgeldzuſchuſſe ausgeworfen. Man hätte nun doch meinen ſollen, 
daß dieſe letzten 13 aus der Zahl der Regierungsräthe entnommenen Stellen 
vom Etat der Finanzverwaltung abgeſetzt wären. Das iſt aber nicht der 
Fall und deshalb habe ich meinen Antrag geſtellt. Es handelt ſich hier um 
eine Etatsfrage von der allergrößten Bedeutung für unſer Budgetrecht, um 
die Frage, ob die Regierung Stellen, die ſie aus dem einen Etat in den 
anderen überträgt, im erſteren abzuſetzen verpflichtet iſt oder nicht und zu⸗ 
leich um eine politiſche Frage inſofern, als es zum erſten Mal zur Ent⸗ 
cheidung kommt, praktiſch zu beweiſen, ob die neueingeführte Verwaltungs⸗ 
Organiſation in den Laſten des Staatshaushalts⸗Etats, alſo der Staats⸗ 
bürger eine Erleichterung zur Folge hat oder nicht. Bekanntlich hat ſich in 
der Verwaltung des Miniſteriums des Innern der Geſchäftsumfang ſeit Ein⸗ 
führung der Selbstverwaltung erheblich verringert und wird mit dem Fort⸗ 
ſchreiten der Selbſtverwaltung noch mehr verringert werden. Andererſeits 
wird über die 1 5 Koſten der Selbſtverwaltung vielfach geklagt und nun 
hört man mit Recht die Beſchwerde; trotzdem wir ſo und ſo viele neue Kreis⸗ 
und Provinzialbeamte anſtellen müſſen, vermindert ſich das Heer von Beamten 
im Staate nicht, ſondern bleibt fortwährend daſſelbe. (Sehr richtig!) Hier nun 
liegt ein Punkt vor, wo es die Aufgabe der Landesvertretung it, eimal den 
Hebel anzuſetzen und zu ſehen, ob ſie ihrerſeits dieſen Klagen nicht Abhilfe 
verſchaffen kann. Die Uebernahme dieſer 13 Regierungsrathsſtellen in das 
Miniſterium des Innern und ihre gleichzeitige Belaſſung im Etat der Finanz⸗ 
verwaltung iſt nichts mehr und nichts weniger als eine Creirung don 13 
neuen Stellen und die Budget⸗Commiſſion, und ſodann das Haus wird 
zu prüfen haben, ob wirklich ein Bedürfniß vorhanden iſt, die Koſten für 
dieſe 13 neuen Beamtenſtellen zu bewilligen oder nicht. (Beifall.) 

Der Regierungscommiſſar hebt den Ausführungen des Vorredners 
gegenüber hervor, daß 17 außeretatsmäßige Stellen geſtrichen worden feien. 
Abg. Frhr. v. Goltz: Ich glaube, daß die Klage des Abg. Wachler 
eine * vielen Richtungen hin ſehr begründete iſt. Allgemein im Lande 
iſt der Vorwurf laut geworden, daß man überall neue Selbſtverwaltungs⸗ 
Behörden errichte, ohne die alten abzuſchaffen oder zu vermindern, obwohl 
es feſtſteht, daß viele davon beinahe ganz unbe Haft ſind. Auf einen 
Punkt aber möchte ich noch hinweiſen, daß die Remunerationen der Beam⸗ 
ten für Nebenbeſchäſtigungen ſich oft faſt ebenſo hoch belaufen, wis ihr Ge⸗ 
halt, oder daſſelbe ſogar noch übertreffen. Derartige Remunerationen können 
doch nur ſür Nebenbeſchäftigungen gewährt werden, welche viel Zeit in Anz 
pruch nehmen; wenn dies aber der Fall iſt, fo muß dieſe Zeitzihrer eigent⸗ 
lichen Amtsthätigkeit entzogen werden. 

Abg. Windthorſt (Meppen): Auch ich glaube, daß der Abg. Wachler 
ſich durch die Anregung dieſer Beſchwerde ein Verdienſt erworben hat. 
Wenn die Selbſtverwaltung eine neue Serie von Beamten geſchaffen hat 
und die alten daneben noch fortdauern ſollen, ſo wird man über das Maß 
von Regierungskunſt im Lande außerſt bedenklich fein malen und ich bin 
deshalb der Meinung, daß dieſe Frage in der Commiſſion gründlich ge⸗ 
prüft werden muß. Einen 
Commiſſion zu ihrer Entſchuldigung vorbringen, daß nämlich die Regierungen 
und insbeſondere die Oberpräfipenten durch den Culturkampf ſehr in Ans 
pruch genommen werden. Es iſt ja auch ganz natürlich, daß bierfür allein 
chon eine Regierung erfordert wird, und falls der Abg. Wachler irgendwie 
ich Hoffnung auf die Erfüllung ſeiner Wünſche machen will, jo moge er 
uns beiſtehen, daß endlich einmal dieſer Culturkampf beendigt werde. 
Abg. Frhr. v. Heereman: Ich habe im vorigen Jahre dem Miniſter 
den Vorwurf gemacht, daß er den Feen In eln 5 hinübertrage, 
welches äußerſt bedenklich iſt, in das Gebiet der Communalverwaltung. 
der Culturkampf an und für ſich in feinen Folgen höchſt verderbenbringend 
eworden, 0 iſt dies in Bezug auf die Communen noch in viel höherem 

rade der Fall. Leider habe ich erfahren müſſen, daß meinem Wunſche auf 
Abänderung dieſes Uebelſtandes nicht Folge gegeben worden iſt, und da 
auch noch weiter Bürgermeiſter und Amtleute nur dann ernant, ſowie Mit⸗ 
glieder gewahlter Communevertretungen nur dann beſtätigt werden, wenn 
ſie möglichſt tüchtige Culturkämpfer find. Ich habe ſpeciell einen Fall vor⸗ 
zutragen, in welchem es ſich um eine 1 unſeres Collegen Schmid in 
Hohenzollern als Gemeinderath auf dem Wege der Disciplinarunterſuchung 
handelt. Die Gemeinderäthe gehen in Hohenzollern aus freier Wahl ber: 
vor und bedeuten daſſelbe, was bei uns die Magiſtratsmitglieder; ſie ſind 
unbeſoldet und gezwungen, die Wahl anzunehmen. Ihre Befugniß iſt ledig⸗ 
lich eine berathende und beſchließende als Beirath der Oberbürgermeiſter; 
eine polizeiliche Befugniß dagegen ſteht ihnen völlig fern. Schmid iſt nun 
wegen der Agitation für ſeine Wahl abgeſetzt worden, und zwar angeblich 
wegen Handlungen, deren ſtaatsfeindlicher Charakter ihn nicht dazu be⸗ 
fähige, das Amt weiter zu verwalten. Als Gründe werden in dem Disci⸗ 

linarerfenniniß u. A. angegeben: daß er 1875 einen Wahlaufruf verfaßt 
re worin er erklärte, daß er die hohenzollernſchen Angelegenheiten im 
Hauſe nicht habe zur er bringen können, weil die liberale Majorität 
des Abgeordnetenhauſes zu ſehr mit dem durch die Logen heraufbeſchworenen 
Culturkampf biber ſei; daß er ſich i 
Culturkampf überhaupt ausgeſprochen und auf deſſen 5 olgen 
hingewieſen habe; und daß er endlich erklärt habe, daß er ſo lange das 
Sedanfeſt nicht feiern könne, wie die liberale Preſſe daſſelbe als Sieg des 
Proteſtantismus über den Katholicismus, d. h. des Atheismus über die 
poſitive Religion feiere. 

Nun möchte ich wirklich einmal wiſſen, in welchem dieſer Punkte irgend 
etwas Staatsfeindliches enthalten iſt. Ueberdies iſt bei dem letzten Punkt 
der die ganze Sachlage ändernde Satz ausgelaſſen, welchen Schmid hinzu⸗ 
fügte: „aber ich will nicht den Streit der Eltern auf die Kinder ilber- 


tragen“, und daß er das Sedanfeſt ſelbſt mitgefeiert hat (Hört! im Centrum). 


In dem Disciplinargeſetz iſt geſagt, daß ein Staatsbeamter abgeſetzt werden 
kann, wenn er die Mflichten ſeines Amtes verletzt, und wenn er ſeine Stel⸗ 
lung durch ſein Auftreten nach außen ſo compromittirt, daß er das Ver⸗ 
trauen ſeiner Mitbürger verliert. Bei der Debatte über dies Geſetz wurde 
aber ausdrücklich hervorgehoben, daß die politiſche Parteiſtellung ſelbſt bei 
directen Staatsbeamten keinen Grund abgeben ſolle, und iſt ja auch natür⸗ 
lich, daß ein Mann, der eine ſelbſtſtändige Meinung hat und ſie zu ver⸗ 
treten weiß, viel mehr Vertrauen genießt als ein anderer. Ein derartiges. 
Vorgehen, wie es bei dem eben vorgetragenen Fall von Seiten der Regierun 

beobachtet iſt, iſt außerdem eine directe Verletzung der Wahlfreiheit; es wird damit 
gar nichts erreicht, es wird vielmehr die Autorität der Beamten und das Vertrauen 


auf ſie untergraben. Andererſeits hat die Regierung ſelbſt es ihren Beamten ge⸗ 


ſtattet, zu agitiren, und nirgends iſt es ſchlimmer geweſen als in Hohen⸗ 
ollern. Die Regierungspräſidenten und Oberamtmänner haben Verſamm⸗ 
ungen abgehalten und die Gemeinderäthe aufgefordert, im Intereſſe des 


Landes regierungsfreundlich zu ſtimmen; Einer hat ihnen ſogar gejagt, daß 


ſie ſelbſt für die Folgen verantwortlich wären, ein anderer hat dagegen die 
Centrumspartei eine Lumpenpartei genannt (Hört! Hört), ein Ausdruck, 
dem gegenüber der von der „Magdeburger 0 Ausdri 
„Schelm“ wirklich noch einen wohlconditionirten Mann bezeichnet. (Heiterkeit) 

Miniſter Graf zu Eulenburg: Daß bei Beſetzung von Bürgermeiſter⸗ 
und Amtmannsſtellen Vorſicht Au wird und daß man nicht von vorn⸗ 
berein Leute beſtätigt, die ihr Amt in regierungsfeindlichem Sinne führen 
iſt wohl natürlich. In ſolchem Kampf, wie der jetzige, muß man eben von 
den Waffen Gebrauch machen, die man hat, um nicht zu unterliegen. Ob 
von der Waffe geſchickt Gebrauch gemacht wird, iſt eine Frage, die von den 
Umſtänden und den einzelnen Beamten abhängig iſt. Ich kann nur wün⸗ 
ſchen, daß dieſe Waffe mit Berückſichtigung der Umſtände und Perſonen 


möglichſt geſchickt gehandhabt werde (Heiterkeit), damit ſie nicht zu einer 3 


Geſetzesverletzung wird. Was den vorliegenden 


We peciellen Fall 1 
ſo kann ich darüber keine Erklärung abgeben. J v 


habe davon gehört, a 


unkt wird die Regierung wahrſcheinlich in der 


in einem weiteren Aufruf gegen den 
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eitung“ gebrauchte Ausdruck 
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dieſes Disciplinarerkenniniß iſt eben ein 
fr gs begründet ift, jo iſt das einfachſte Mittel, ! ö 
b das geſchehen ift, habe ich nicht gehört, vielleicht ſteht die Entſcheidung 
über den Recurs noch aus, dann kann ich mich 
dem ich jetzt ſchon eine Erklärung abgebe. it die Ergreifung des Recurſes 
unterlaſſen, dann iſt eben ein rechtäkrafliges Erbenntniß vorhanden, deſſen 
Beurtheilung ja Jedem frei ſteht, aber das die vorgeſetzte Behörde am 
wenigſten berufen iſt, einer Kritik zu unterwerfen. Sie mögen dann den 
Fall beurtheilen, wie Sie wollen, aber von mir dürfen ſie dann leine Aende⸗ 
rung erwarten. 0 
Abg. Windthorſt (Bielefeld): Falls die Sache ſich ſo verhält, wie der 
Abg. v. Heereman ſie vorgetragen, ſo iſt das allerdings faſt ganz unglaub⸗ 
lich und die Kritik war ganz zutreffend. Was man Seitens der Regierung 
. hat an den Handlungen des Herrn Schmid, kann man ja 
illigen oder nicht; er hätte ſich aber doch in ſeinen Wahlaufrufen inner⸗ 
halb anderer Grenzen halten können. Wenn er eine Loge als die Urheberin 
des Culturkampfes bezeichnet, von der andersgläubigen Kammer⸗Majorität 
Fi ſich nicht ſcheut, die Sedanfeier als die Freude über den Sieg des 


den Recurs zu ergreifen. 


roteſtantismus über den Katholicismus zu bezeichnen (Hört!), jo find ſolche 
etzereien allerdings nicht ſehr geeiandh, den Frieden zu Stande zu bringen. 
Aber alle dieſe Dinge find noch nicht geeignet, ein ſolches Verfahren zu 
rechtfertigen; vor allen Dingen kann man ihm doch keinen Vorwurf daraus 
machen, daß er für ſeine eigene Candidatur aufgetreten iſt. Mir ſcheint aus 
dieſem Verhalten des Miniſters der Grund hervorzugehen, weshalb man die 
Selbſtverwaltungsgeſetze nicht auf die weſtlichen Provinzen ausdehnen will. 
Es wäre richtiger, aus den Reihen der Ultramontanen die Leute zur Selbſt⸗ 
verwaltung heranzuziehen, und ſie ſo zu zwingen, an der Ausführung der 
Geſetze theilzunehmen, wenn auch gegen ihren Wunſch; das würde mehr 
ur Zufriedenheit ae als das jetzt beliebte entgegengeſetzte Verfahren. 
och viel höher aber als alle dieſe Fragen ſteht mir die Freiheit des politi⸗ 
chen Wahlrehtes; ein derartiges Wahlmanöver iſt in keiner Weile zu 
illigen. Meine Parteigenoſſen haben nicht vergeſſen, daß wir in derſelben 
En geweſen find und werden es niemals vergeſſen, daran hindert uns 
unſer Gerechtigkeitsgefühl. Vielleicht hat der Herr Schmid den Recurs 
unterlaſſen (Stimmen im Centrum: Nein!); dann wäre es allerdings beſſer 
eweſen, erſt das Erkenntniß der oberſten Inſtanz abzuwarten. Der Herr 
iniſter ſollte doch die Aufſichtsbehörden vor dem politiſchen Fehler folder 
Unterſuchungen und ſolcher Erkenntniſſe warnen. Wenn auch gerade im 
Culturkampf mit den ſchärfſten Mitteln gekämpft werden muß, ſo muß man 
doch auch offen und ehrlich kämpfen und nichts iſt ſchädlicher als blinder und 
übertriebener Eifer. Es ſoll nicht allein geſchickt gekämpft, ſondern im Kampfe 
auch die Ehre gewahrt werden. 

Abg. Windthorſt (Meppen): Die Stellung des Vorredners zu dieſer 
Frage hat mich innig gefreut. Er hat beſonders den Rechtspunkt hervor⸗ 
5 und das iſt ehrenvoll. Wenn wir uns doch Alle bemühen wollten, 
n ähnlicher Weiſe den Rechtspunkt zu ſuchen, ſo würden die Sachen beſſer 
gehen (Abg. Lasker: Sehr wahr!) und nach der Beſtätigung des Abg. Lasker 

erwarſe ich, daß er mit gewohnter Beredlſamkeit dafür eintreten wird. 
AHeiterkeit) Man hat angeführt, daß der Recurs noch nicht entſchieden fei 
und daß man deshalb hätte warten ſollen. Einmal wiſſen wir nicht, ob 
wir dann noch verſammelt ſind und dann haben wir damit curioſe Erfah⸗ 
rungen gast Man kann niemals früh genug dem Lande zeigen, in 
welcher Weiſe der Culturkampf auf alle Verhältniſſe wirkt. Der Miniſter 
agt, er habe keine Veranlaſſung, ſich um die Sache zu kümmern. Aber ein 
iniſter des Innern im Allgemeinen pflegt bei ſo exorbitanten Fällen ſich 
ohne weitere Veranlaſſung Bericht erſtatten zu laſſen und dann die unteren 
Behörden zu rectificiren. Seine Antwort hätte deshalb lauten müſſen: ich 
werde ſofort die nöthigen Recherchen anſtellen und wenn ſich die Sache 
wirklich ſo verhält, dem Unfug ſofort ſteuern. Aber der Partei gegenüber, 
der ich angehöre, handelt es ſich darum, jegliches Ungemach eintreten zu 
laſſen, was man in „geſchickter“ Weiſe anbringen kann. Das Wort „ge⸗ 
— iſt ſchon mehrmals gebraucht worden, daß ich um eine Definition 
eſſelben erſuchen mochte. Die Regierung ſoll offen und ehrlich vorgehen; 
wenn da von größerer oder geringerer Geſchicklichkeit die Rede iſt, ſo führt 
das die Beamten auf verderbliche Wege. (Sehr richtig!) 

Die Poſition wird bewilligt. 

Zu Cap. 58 Rentenbanken ſpricht der Abg. Krah den Wunſch aus, 
daß die Verfügung vom 7. März 1873, betreffend die Vereinigung der 
Rentenbank für die Provinz Schleswig⸗Holſtein mit der Rentenbank für die 
Provinz Pommern in Stettin wieder aufgehoben und für die Provinz Schles⸗ 
wig⸗Holſtein eine Rentenbank innerhalb * Provinz errichtet werde und 

ägt an, ob die Staatsregierung dieſem Wunſche Folge zu geben beab⸗ 
chtige und bis wann eventuell die beantragte Aenderung ins Werk geſetzt 
werden könne. N { ; 

Der Regierungscommiſſar bemerkt, daß ſeitens des Oberpräſidenten 
in Kiel ein an denſelben als Landtagscommiſſarius gerichtetes Schreiben 

des e e des Schleswig⸗Holſteinſchen Provinziallandtags neben⸗ 
ſtehenden Datums zur Kenntniß der betheiligten Miniſter gebracht iſt, wo⸗ 
nach der Provinziallandtag beſchloſſen hat, an Setne Majeftät den König 
einen Antrag des Inhalts zu richten. Seitens der betheiligten Miniſter iſt 
eine Beſchlußnahme über den Gegenſtand noch nicht erfolgt, die desfallſigen 

Erörterungen ſchweben vielmehr gegenwärtig noch, doch wird wohl nichts 
dem Wunſche der Provinz entgegenſtehen. 

Beim Cap. 60, Titel 1 (Zuſchuß zur allgemeinen Wittwenverpflegungs⸗ 
Sue empfiehlt Abg. Krah eine 2 — der Penſionsverhältniſſe der 

interbliebenen preußiſcher Staatsbeamten in einer den Bedürfniſſen der 
eit entſprechenden Weiſe; er weiſt beſonders darauf hin, daß nur die 
ittwe Penſionsanſprüche habe, während für die Kinder, die Vater und 
Mutter verloren haben, nichts geſchieht. Redner weiſt beſonders auf die 
für den Reichstag zu erwartende ähnliche Vorlage für die Reichsbeamten bin. 

Der Regierungscom miſſarius erklärt, daß die Staatsregierung der 

vom Haufe vom 27. März 1876 beſchloſſenen Auffordung: die Penſionsver⸗ 
bältniſſe der Hinterbliebenen von preußiſchen Staatsbeamten in einer den 
Bedürfniſſen der Zeit entſprechenden Weiſe zu reformiren, eine weitere Folge 
BIN an geben vermocht habe. Sie erachte dieſe Verhältniſſe für angemeſſen 
geordnet. 
Zum Titel 3 (Hof⸗ und Civildiener⸗Wittwenkaſſe zu Hannover) weiſt 
Abg. Windthorſt (Meppen) darauf hin, daß der Zuſtand dieſer Kaſſe ein 
überaus günſtiger ſei, ſo daß wohl die erheblichen Beiträge etwas herabge⸗ 
mindert werden und die Penſionen etwas erhöht werden könnten. 
inanzminiſter Camphauſen verſpricht, die Sache einer ſorgfältigen 
Prüfung zu unterziehen. 

Zum Cap. 62, Apanagen, Renten u. f. w., bemängelt Abg. von 
der Goltz noch einmal, daß die eee bei Uebergabe der 
Chauſſeen an die Provinzen die Chauſſeewärter⸗ und Einnehmerhäuſer nicht 

mit übergeben und ſogar den Verkauf derſelben in a Fällen ſo be: 
ſchleunigt haben, daß die Provinzen eine Entſchließung über deren Erwerbung 
nicht faſſen konnten. 
Geheimer Rath Scholz ſtellt das letztere entſchieden in Abrede, man 
habe den Verkauf nicht hinausſchieben können, wie es die Provinzen ge⸗ 
wünſcht haben, aber man habe ihn auch nicht auffallend beſchleunigt. 

Zu Cap. 68 (Wartegelder) wünſcht Abg. Hammacher eine Aufklä⸗ 
rung darüber, ob der Frhr. v. Landsberg, der aus dieſem Cap. 6840 ME. 

ährlich Wartegeld als Arge N Rath des Lauenburgiſchen 

Staatsminiſterſums beziehe, nicht durch Annahme der Stellung als Landes: 
director von ole des Anſpruchs darauf verluſtig gegangen ſei. Nach 
dem ſchleswig⸗hol Lene Geſetze, auf welchen ſein ihpruch begründet ſei, 
verliere er dieſen An An wenn er ein Amt mit Penſionsberechtigung an: 
nehme. it nun das Amt des Landesdirectors mit der Penſions berechtigung 

verbunden oder nicht? 
Geh. Rath Schol 
ſein; der in Rede ſted 
mit übernommen. f R 
Abg. Petri beantragt zur genaueren Prüfung dieſer Frage das Capitel 
an die Budgetcommiſſion zu überweiſen. h 

Finanzminiſter Camhauſen hat dagegen nichts einzuwenden, hält es 
aber für erfolglos, weil eben das Wartegeld auf Grund des däniſchen Ge⸗ 
ſetzes regulirt worden ſei. 

Abg. Hammacher bemerkt, daß man eben die Frage e ſolle, 

artegeldanſprüche ver⸗ 


Auftig mache. 

Rog. Schröder (Lippſtadt) will den Titel nicht an die Budget⸗Com⸗ 
miſſion verweiſen; wenn man bei dieſem r von Landsberg die 
Wartegelder ſparen wolle, dann ſolle man fie doch auch bei dem anderen 
Freiherrn von Landsberg ſparen, den man auf Wartegeld geſetzt * nach⸗ 
Na Pr der Abg. Wehrenpfennig als ultramontanen Landrath denun⸗ 
cirt hatte. 

Geh. Rath Scholz bemerkt noch, daß man die Prüfung der Frage, ob 
eiherr von Landsberg fein Wartegeld mit Recht beziehe, der Oberrechnungs⸗ 
ammer überlaſſen könne. 
Das Haus beſchließt, den Titel an die Budget⸗Commiſſion zu een 
Den Titel 2 der einmaligen Ausgaben: Zum Ankauf eines Hauſes 
für den Regierungs⸗Präſidenten zu Danzig beantragt Abg. 


bedauert, auf dieſen Specialfall nicht vorbereitet zu 
ende Wartegeldempfänger ſei bei der Einverleibung 


Ertenntuiß, und wenn daſſelbe 
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Lipke zu ſtreichen; ſrüber N man bon Seilen der Ne ier | eſagt, der 
Regierungs⸗Präſtdent fee pan an MeolerungSgebände ſelbſt wohnen; 


b Entſcheidu 1126 iſt derſelbe Beamte, der dieſen Grundſatz im Hauſe ausgeſprochen hat, 
nicht ſelbſt präjudiciren, in⸗[Regi 


erungs⸗Präſident geworden und hat, allerdings auf eigenes Riſiko, ein 
Haus gekauft, welches vom Regierungsgebäude ſehr weit entfernt iſt. 
Abg. Rickert bittet dagegen, den Poſten ie bewilligen. Als der neue 
Regierungs⸗Präſident ernannt war, habe man keine Wohnung für denſelben 
finden können; er habe im Hotel wohnen müſſen, bis ihn ein günſtiger 
Hauskauf in Stand ſetzte, eine eigene Wohnung zu beziehen. Die Entfer⸗ 
nung des Hauſes vom Regierungs⸗Gebäude iſt auch nicht ſo groß, daß 
daraus eine Verletzung des dienſtlichen Intereſſes entſtehen ſollte. Alle Re⸗ 
gierungs⸗Präſidenten mit Ausnahme des Danziger hätten bereits Dienſt⸗ 
wohnungen; warum ſolle man ſie dem Einen vorenthalten. 
Geh. Finanzrath Grandke empfiehlt dringend die Bewilligung des 
Poſtens; um ein Princip handele es ſich dabei gar nicht, weil allen übrigen 
Regierungs⸗Präſidenten bereits Dienſtwohnungen in natura gewährt ſeien. 
Die Entfernung des Wohnhauſes vom Regierungs⸗Gebäude ſei nicht ſo be⸗ 
deutend, in Berlin hätten jedenfalls die meiſten Beamten einen weit größe⸗ 
ren Weg zu machen. 

Abg. Windthorſt (Meppen) befürwortet die Bewilligung; am Beſten 
ſei es allerdings, wenn der Regierungs⸗Präſident im Gebäude ſelbſt wohne. 
Aber immer beſſer ſei es, demſelben ein Wohnhaus zu kaufen, wenn auch 
in einiger Entfernung vom Regierungsgebäude, als ihn den Zufälligkeiten 
einer Miethswohnung auszuſetzen. Von einer Unangemeſſenheit oder von 
einem zu hoch bemeſſenen Preiſe des Hauſes ſei nicht die Rede geweſen. 

Der Titel, ſo wie alle übrigen Titel dieſes Etats werden bewilligt. 

Es folgt der Etat des Miniſteriums des Innern. 0 

Zu Cap. 31, Tit. 1 der Einnahmen (an Koſteneinnahmen des Oberver⸗ 
waltungsgerichts, der Bezirksverwaltungsgerichte und der Deputationen für 
das Heimathweſen 36,334 M.) bringt Abg. Röckerath zur Illuſtration der 
Wirkſamkeit dieſer Selbſtverwaltungsbehörden folgenden Fall zur Kenntniß 
des Hauſes. In Köln empfing ein Mann von der Bezirks-Armencommiſſion 
eine monatliche Unterſtützung von 4 Thalern. Als man aber erfuhr, daß 
derſelbe ein notoriſches Jahreseinkommen von 780 Thalern habe — während 
doch nach dem Ausſpruch des Abg. v. Meyer (Arnswalde) eine Familie mit 
420 M. jährlich leben kann — wurde ihm die Unterſtutzung geſtrichen. 
Der betreffende Unterſtützungs⸗Empfänger hat aber in letzter Inſtanz bei 
der Deputation für das Heimathsweſen ein Erkenntniß erſtritten, wonach 
die Armencommiſſion der Stadt Köln angewieſen wird, nicht nur die monat⸗ 
liche Unterſtützung von 4 Thalern weiter zu zahlen, ſondern auch den Betrag 
für die drei Monate des Verfahrens nachzuzahlen. Obwohl die Stadtver⸗ 
ordneten⸗Verſammlung von Köln und die rheiniſche Provinzialvertretung 
gegen dieſe Entſcheidung remonſtrirt, hat der Oberpräſident die Remedur ab⸗ 
gelehnt, weil nach dem Geſetz die Deputationen für das Heimathsweſen in 
dieſen Dingen definitiv erkennen. 

Die rheiniſche Deputation ſei aber nicht, wie das Geſetz es erfordert, aus 
zwei von der Regierung ernannten und drei von den Selbſtverwaltungs⸗ 
körpern gewählten Mitgliedern zuſammengeſetzt geweſen, ſondern in der⸗ 
ſelben habe nur ein gewähltes Mitglied geſeſſen, das von den Regierungs⸗ 
vertretern majoriſirt worden ſei. In der Begründung der Appellations⸗ 
ſchrift des in Rede ſtehenden Unterſtützungsempfängers an die Deputation 
ſei namentlich hervorgehoben worden, daß von der ultramontanen Armen⸗ 
Commiſſion ihm die Unterſtützung geſtrichen ſei, weil er treu an ſeinem 
alten“ katholiſchen Glauben hange. Redner will nicht jagen, daß dieſes 
Motiv bei der Entſcheidung der Deputation maßgebend geweſen ſei, jedoch 
ſei es ſchon bedenklich, wenn nur ſolche Gründe für geeignet gehalten werden, 
ein Unterſtützungsgeſuch zu motiviren. Sei doch erſt in der Morgennummer 
der „Köln. Itg.“ vom 1. Februar zum Beweiſe, daß die ultramontanen 
Tendenzen den ſtädtiſchen Intereſſen ſchaden, erzählt, daß der Oberpräſident 
der Rheinprovinz geäußert habe, eine Stadt, die ultramontan gewählt habe, 
wie Köln, habe keinen Anſpruch auf einen Ehrenſenat. Wenn man mit 
dem vorgetragenen Falle den vom Redner neulich erwähnten vergleiche, 
wonach von einem armen Kölner Handwerker mit einem Wochenlohn von 
7 Thalern auf executiviſchem Wege eine jährliche Steuer von 110 Mark 
eingezogen wurde, ſo ſei eine Erregung der Bevölkerung erklärlich und der 
Wunſch, die Mitglieder der Deputation für das Heimathsweſen, welche die 
erwähnte Entſcheidung getroffen haben, aus ihrem Amte entfernt zu ſehen, 
gerechtfertigt. 

Perſönlich verwahrt fi der Abg. v. Meyer (Arnswalde) dagegen, daß 
er die Behauptung allgemein aufgeſtellt habe, eine Arbeiterfamilie könne 
gut von 420 Mark Jabelich leben. Er habe das nur von ſeiner ſpeciellen 


Heimath, den Grenzbezirken der Mark und Hinterpommerns, behauptet und 


halte das aufrecht. Allerdings gebe ſich die liberale Preſſe die möglichſte 
Mühe, ihn — wie es auch * dieſem Falle geſchehen ſei — allerlei Unſinn 
reden zu laſſen. (Heiterkeit. ) ! 5 

Abg. Röckerath conſtatirt, den Vorredner nur in dem von ihm de⸗ 
finirten Sinne citirt zu haben, um die Differenz zwiſchen den öſtlichen und 
weſtlichen Provinzen zu illuſtriren. 

Die Poſition wird genehmigt. 6 y 

Zu dieſer Poſition beantragen Abg. Eberty und Genoſſen die Regie: 
wand aufzufordern: . u 

„Im nächſtfolgenden Etat eine genaue Nachweiſung darüber vorzulegen, 
wieviel aus jeder ihrer einzelnen Einnahmequellen der Strafanſtalts⸗ und 
Gefängnißverwaltung zugefloſſen und 52 { 

a. aus dem Arbeitsverdienſt der Gefangenen: 1) für den eigenen Bedarf 
der einzelnen und ſämmtlicher Anftalten, 2) für eigene Rechnung der ein: 
zelnen und ſämmtlicher Anftalten zum Verkauf, 3) für Dritte gegen Lohn; 

b. von Erträgen aus der Feld⸗ und Gartennutzung der einzelnen und 
ſämmtlicher Anſtalten: 1) der Anſtalten ſelbſt, 2) ſoweit dieſe verpachtet ſein 
ſollten, an Pachtzins, 3) an erſtatteten Unterhaltungskoſten, unter Angabe, 
wie dieſe erwachſen und worin fie beſtehen. y 

II. Zum Zwecke der Lieferung der Nachweiſungen zu 1: a. ein ee u dhe 
wirken der Miniſterien des Innern und der Just eintreten zu laſſen, b) die 
Mitwirkung der Polizeiverwaltung eintreten zu laſſen, insbeſondere um die 
Urſachen der Verbrechen und Vergehen, — durch Ermittelung der Familien, 
Sach zn fle. und der geſellſchaftlichen Stellung der Sträflinge ans 

icht zu ſtellen. 5 

III. Die vergleichende Statiftit des Gefängnißweſens durch Austauſch der 
Gefängnißſtatiſtik Italiens, Großbritanniens und Frankreichs mit unſerer 
ſtaatlichen Gefängnißſtatiſtik zu fördern. N a , 

Ferner: „Bei der Unterbringung verwahrloſter Kinder in Erziehungs: 
und Beſſerungsanſtalten vorzüglich die Beſchäftigung dieſer Kinder beim 
Landbau in das Auge zu faſſen.“ 

Endlich: „Bei der 0 1 ſtatt d at 
mäßigen Beſchäſtigung der Gefangenen ſoviel als möglich die Beſchäftigun 
derſelben bei öffentlichen Werken, insbeſondere beim Landbau eintreten zu laſſen.“ 

Die geſetzlich gleichmäßige Regelung des enn e e für das Deutſche 
Reich muß auf den Reichstag übergehen. Denn ſie iſt eine Conſequenz der 
Rechtseinheit in Beziehung auf das Strafrecht und das Strafverfahren. 
Dies ſpricht auch der Beſchluß des Reichstages vom December 1876, welcher 
auf die hierbei maßgebenden Beſtimmungen des Strafgeſetzbuchs verweiſt, 
aus. Die Verwaltung des Gefängnißweſens innerhalb dieſer Grenzen 
gebührt den einzelnen Staaten aus dem äußern Grunde, weil ſie die Mittel 
dazu zu bewilligen haben, aber auch aus dem innern, weil dieſer Ver: 
waltungszweig von der den Einzelſtaaten zuſtehenden Volkserziehung mit 
berührt wird. Die preußiſche Verwaltung der Strafanſtalten und des Ge: 
fängnißweſens Überhaupt entspricht ebenſowenig den finanziellen, als den 
Cultur, insbeſondere den Erziehungsintereſſen des Staats. Zablen ent 
ſcheiden nd Die Rückfälligkeit beträgt 78 Procent, die Betüngniile, h 
nicht mehr aus, um die Jahl der zu Verhaftenden aufzunehmen. Dies ſteht 
mittelbar im Zuſammenhange mit den Einnahmen der Strafanſtaltsver⸗ 
waltung, mit denen wir es hier zu thun haben. Soweit die Verdingung 
der Arbeitskräfte ſtattgefunden, iſt dadurch der freien Arbeit eine Con⸗ 
currenz entgegengeſtellt, welche unwiderruflich zum a dank der freien 
Arbeit wirkt. Denn die Gefangenen werden vom Staate erhalten, Koſt und 
Wohnung liefert ihnen der Staat. Daß hierdurch der Wettkampf ein un⸗ 

leicher wird, wer wollte das leugnen. Aber für die Beſſerung der Ge⸗ 
8 5 N läßt ſich außerdem kein ſchlechterer Plan erſinnen, als der der 
berdungenen fabrikmäßigen Beſchäftigung der Gefangenen. Erlangen ſie 
die Freiheit wieder, fo thürmen ſich ihnen die größten Schwierigkeiten 
entgegen. Ihre Erwerbsfähigkeit hängt davon ab, daß ein Fabrik⸗ 
5 ſie in feiner Werkſtatt aufnimmt; ohne ſolche Gunſt find fie verloren. 

er Textilinduſtrie wird dadurch eine nicht unbedeutende Concurrenz 
nämlich allein in den Strafanſtalten von 3729 Arbeitern und Arbeiterinnen, 
den Buchbindern eine ſolche von 1718, der Induſtrie, der Holz⸗ und Schnitz⸗ 
ſtoffe von 2978, der der Bekleidung und Reinigung von 2895 (darunter 
1104 Schuhmacher) entgegengeſte 
Wie dm hierbei die freien 2 In 
welcher Holzſchnittwerkſtatt werden aber andererſeits die ent ale Gefan⸗ 
genen Aufnahme finden? Daß aber die Verbrecher durch ſolche Beſchäfti⸗ 
ung nicht gebeſſert werden, das lehrt, um dies zu wiederholen, die er⸗ 
ſchretende ahl der ce oh welche außer in Italien, Bo in feinem 
Lande der Chriſtenheit ihres Gleichen findet. Erſchreckend iſt dieſe Zahl nicht 


eſchäftigung der Gefangenen ſtatt der fabrikations⸗ 


llt. 
Arbeiter beſtehen? In welcher Weberei, in, 
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blos, weil viele menſchliche Seelen nach wie vor dem Verderben Preis 10 
eben werden, — ſondern auch wegen der immer mehr zunehmenden 
icherheit. Einbrüche, das iſt bekannt, werden von Dieben von Profeſſion, 
faſt immer von mehrmals Beſtraften verübt. Der Grund hiervon liegt in 
dem Mangel an Einheit in der Verwaltung — und in der daraus ent⸗ 
ſpringenden Syſtemloſigkeit. Die Macht iſt getheilt zwiſchen den Miniſtern 
der Juſtiz und des Innern, und in den verſchiedenen Strafanſtalten herrſchen 
verſchiedenartige Syſteme, von der ungebundenſten Vermiſchung der Gefan⸗ 
1 bis zur übertriebenſten Einzelhaft, mit allen ihren längſt von der 

iſſenſchaft und der Erfahrung berurtbeilten Auswüchſen, den Kappen, den 
Betſtüblen, den Spazierhöfen. Die Mißerfolge liegen vor und ſchwerlich 
wird man irren, wenn man die Syſtemloſigkeit der Verwaltung als eine 
mitwirkende Urſache bezeichnet. Dieſer Syſtemloſigkeit zu begegnen, einen 
klaren Ueberblick über die Gefängnißverwaltung zu liefern, darauf ſind 
meine Anfragen und daran ſich anknüpfende Anträge gerichtet. Die An⸗ 
fragen und Antworten ſind geeignet, Licht über die Strafanſtaltverwaltung 
zu verbreiten. Die nächſtliegende Verwendung der Arbeitskräfte ſollte da 
für den eigenen Bedarf der Anſtalt ſein. Auf die darauf gerichtete Anfrage 
iſt die königliche Staatsregierung die Antwort ſchuldig geblieben. Straf⸗ 
Anſtaltsverwaltung und Polizei befinden ſich beide in der Hand des Mi⸗ 
niſter des Innern. Aber die Staatsregierung hat es nicht für gut befunden, 
dieſe Kräfte zu combiniren, um die Urſachen der Verbrechen zu ermitteln. 
Darauf kommt aber doch Alles an. 

Die Polizei iſt aber viel mehr im Stande als die Strafverwaltung oder 
das Gericht, den Urſachen der ſtrafbaren Handlungen nachzuſpüren und zu 
ermitteln, inwiefern ſie in den Familien⸗, Berufs: und Erwerbsverhältniſſen 
zu ſuchen ſind. Die Berichte des Metropolitan und Citppolizei in London 
liefern glänzende Ergebniſſe in dieſer Beziehung. Daß die mangelhafte Er⸗ 
ziehung Haupturſache des Verbrechens iſt, hat die königliche Staatsregierung 
anerkannt und auf meine Anfrage einen Geſetzentwurf zur Ausführung der 
Paragraphen des Strafgeſetzbuches vom 26. Februar 1876 über Unter⸗ 
bringung verwahrloſter Kinder in Erziehungs⸗ und Beſſerungsanſtalten in 
Ausſicht geſtellt. Der Quelle aller Verbrechen nähert man fi hierdurch. 
Wird ein ſolcher Geſetzentwurf, wie zu erwarten ſteht, vorgelegt, ſo wird 
alles darauf ankommen, die richtige Methode bei der Heilung des Uebels 
anzuwenden. Dieſe wird hauptſächlich in der Beſchäftigung der Kinder beim 
Landbaue beſtehen; das Syſtem der Beſchäftigung jugendlicher Verbrecher 
beim Ackerbau hat ſich in der ganzen Welt als zit bringend bewährt. 
Nur, wenn man den Urſachen des Verbrechens nachgeht, wozu Unification 
der Verwaltung, Verbindung der Polizeikraſt mit denen der Strafanſtalts⸗ 
verwaltung Noth thut, nur wenn man die Verbrecher jo beſchäftigt, daß ſie 
nach ihrer Entlaſſung auf eigenen Füßen ſtehen können, wenn man die 
Wiſſenſchaft der Gefängnißſtatiſtik und der Beſchäftigung der Gefangenen 
bei öffentlichen Werken befördert, wird es möglich ſein, der immer mehr zu⸗ 
nehmenden Fluth der Verbrechen, welche die Sicherheit des Bürgers gefähr⸗ 
det und den Staat in ſeinen rechtlichen und ſittlichen Grundlagen erſchüt⸗ 
tert, einen Damm entgegenzuwerfen. Darauf ſind meine Anträge, welche 
ich bitte einzeln zur Abſtimmung zu bringen, gerichtet, und bitte ich den⸗ 
ſelben Ihre billigende Zuſtimmung zu verleihen. 

Abg. Götting: Im Allgemeinen bin ich mit den Ausführungen des 
Abg. Eberty einverſtanden, aber in Bezug auf einen Punkt möchte ich Sie 
warnen, ſeinem Rathe zu folgen, das iſt in Bezug auf die Herbeiführung 
einer Verminderung der Zahl der Rückfälle von Verbrechern. Ich habe mir 
genau die Statiſtik durchgeſehen und habe nach den Reſultaten derſelben 
nur den Schluß ziehen können, daß der Grund der großen Anzahl von Rück⸗ 
fällen lediglich in dem Syſtem der gemeinſchaſtlichen Haft zu ſuchen und 
eine Beſſerung nur dadurch zu ſchaffen iſt, daß man das Zellenſyſtem an⸗ 
Ser az ein Syſtem, das ja nicht mit dem der Einzelhaft zu verwechſeln iſt. 

er College Eberty führt uns vor, daß in Freußen 78 Procent Rückfälle 
ſtattfänden, während dieſe Zahl ſich in England und Irland nur auf 70 
Procent beläuft. Es iſt jedoch hierbei zu berückſichtigen, daß die preußiſche 
Statiſtik die Rückfälle ganz anders berechnet, als die engliſche. In England 
und Irland werden diejenigen Verbrecher, welche die ſogenannten Urlaubs⸗ 
ſcheine erhalten haben und dieſelben verwirkten, unter eigener Rubrik auf⸗ 
geführt und kommen nicht in die Rubrik der Rückfälligen, und außerdem iſt 
zu bemerken, daß 75 Procent der entlaſſenin Verbrecher auswandern. Die 
Erfahrung ſpricht enttchieden gegen die Auffaſſung des Abgeordneten Eberty, 
als ob eine Verminderung der Rückfälle durch Arbeit im Freien herbei⸗ 
geführt werden könne, und ich möchte ihn da ſpeciell auf Italien hinweiſen, 
in welchem Lande der Procentſatz eben ſo groß iſt, wie in Preußen. Die 
einzige Beſſerung kann durch den Unterricht grgielt werden, und der iſt nur 
Sachen innerhalb der Gefängniſſe. In and ſpricht ſich ein mit den 
Sachen Vertrauter dahin aus, daß man wohl großartige Bauten mit Hilfe 
der Gefangenen ausgeführt habe, aber nur auf Koſten der Moral derſelbe 
Bei den gemeinſchaftlichen Arbeiten außerhalb treten ſie in Verkehr mit dem 
Publikum, vor allem aber miteinander, und an eine ernſte Beſſerung iſt 
nicht zu denken. Ein Verbrecher lernt vom andern nur neue Schlechtig⸗ 
keiten und man freut ſich deſſen. It is here very comfortable ſchrieb in 
Irland ein Verbrecher an den andern — like in a farmery, Thatſache iſt 
ferner, daß Verſchwörungen und Complotte fortwährend bei den Arbeitern 
im Freien vorkommen, und wenn man den finanziellen Geſichtspunkt berück⸗ 
ſichtigt, ſo koſtet die Arbeit im Freien bedeutend mehr, als die Arbeiten im 
Innern, weil man, um Verſchwörungen zu verhindern, hinter jeden Gefan⸗ 
4 — zwei e ſtellen müßte. Deshalb kann ich nur dringend er⸗ 


uchen, bei dem Zellenſyſtem, zu welchem wir glücklicherweiſe übergegangen 
ſind, ſtehen zu bleiben. (Beifall.) 7 

Regierungscommiſſar Geh.⸗Rath Illing: Der Vorredner hat im weſent⸗ 
lichen den Standpunkt vertreten, weſchen die Regierung eingenommen hat. 
In Betreff der Beſchäftigung der Gefangenen wird die Regierung in Ueber⸗ 
einſtimmung mit den Winden des Landtages bei ihrem bisherigen Syſtem 
verharren und auf die Vorſchläge des Abg. Eberty nicht eingeben. In den 

ahren 1872—1874 haben wir 2000 Cigarrenarbeiter, 1800 Weber und 

000 Schuſter beſchäftigt. Dieſelben haben den betreffenden Induſtriezweigen 
keine nennenswerthe Concurrenz ‚bereitet, wenigſtens im Gegenfap zu der⸗ 
jenigen, welche fie ihnen auch auf freiem Fuße bereitet hätten. Es iſt auch 
billig, daß die Sträflinge einen Theil ihrer Unterhaltungskoſten abarbeiten 
und zudem ſteht nach einer Schätzung der Reichsenquetecommiſſion, welche 
ich noch für zu hoch gegriffen halte, die Arbeit von zwei bis drei 
Sträflingen gleich der eines freien Arbeiters. Die Arbeit wird im 
Wege der Submiſſion an den meiftbietenden und ſicherſten Entrepreneur 
auf längere Zet, vergeben. Solche Entrepreneure ſind aber bei den 
vielfachen Schwierigkeiten, welchen die Gefängnißarbeit unterworfen iſt, 
nicht leicht zu finden. Wir haben auch befiere Reſultate wie in Irland er⸗ 
ielt. In den Jahren 1872 —1874 verdiente ein Sträfling bei uns nach 
hau der Unkoſten durchſchnittlich etwas über 31 Thaler jährlich und 
koſtete etwas über 70 Thaler. In Irland verdiente er ein Pfund 3 Schil⸗ 
linge und koſtete 35 Pfund. Der Verdienſt betrug alſo etwa ein Viertel des 
unſrigen, während die Koſten dreimal jo hoch waren wie bei uns. Die 
Beſchäftigung in der Landwirthſchaft wird nach Möglichkeit erſtrebt, ſie iſt 
jedoch auch nach der Anſicht der Commiſſion des Reichstages wegen der 
vielfachen dabei ſich bietenden Schwierigkeiten äußerſt ſelten durch toren. 

Die Discuſſion wird geſchloſſen und ſämmiliche Ginabme⸗ Poſitionen 
genehmigt, dagegen die Anträge Ebert abgelehnt. 

Hierauf vertagt ſich das Haus um 4 Uhr bis Dinstag 11 Uhr. 
meshallenvorlage. Etatsberathung.) 


Berlin, 3. Februar. [ Amtliches. 
Hofmarſchall Sr. Königl. Hoheit des Prinzen Carl von Preußen, Schloß⸗ 
hauptmann und Kammerherrn, Major Grafen von Dönhoff, den Rothen 
Adler⸗Orden zweiter Klaſſe mit Eichenlaub und Schwertern am Ringe; dem 
erſten Kammerhern Ihrer Königlichen Hoheit der Hochſeligen Frau Prinzeſſin 
Carl von Preußen, Leremonienmeſſter, Hauptmann a. D. Grafen b. Brühl, 
den Rothen Adlerorden zweiter Klaſſe mit Eichenlaub, und dem praktiſchen 
Arzt Dr. Paul Schütte zu Berlin den Königlichen Kronen⸗Orden vierter 
Klaſſe verliehen. g Aa N 

Se. Majeſtät der Kaiſer und i haben im Namen des J 
Reiches den Kaufmann Paul Ludwig zu Aberdeen zum Conſul des Deutſchen 
Reiches ernannt. 

Se. Majeſtät des König hat dem Rittergutsbeſitzer Rudolph von Byern 
auf Parchen, im zweiten Jerichowſchen Kreiſe, die Kammerherren Würde 
verliehen; den Baurath Georg Rudolph, Mitglied der Königlichen Eiſenbhahn⸗ 
Direction zu Elberfeld, zum Regierungs⸗ und Baurath; den Gerichts⸗Aſſeſſor 
von Heuſinger in Aachen zum Staats⸗Procurator bei dem Landgericht daſelbſt; 
und den bisherigen ordentlichen Profeſſor an der Königlich baieri chen Uni⸗ 
berfität zu Erlangen Dr. Alphons Kißner, zum ordentlichen Profeſſor in der 
philosopiſchen Facultät der Univerſität zu Königsberg i. Pr. ernannt. 

Berlin, 3. Febr. [Se. Majeſtät der Kaiſer und König! 
nahmen heute Vormittag den Vortrag des Militärcabinets durch Aller⸗ 
hoͤchſtihren General⸗Adjutanten, General⸗Major von Albedyll, ſowie 
den des Civilcabinets durch den Geheimen Cabinets⸗Rath von Wil⸗ 
mowski entgegen und empfingen den Landeshauptmann von Schleſien 


und Landſchafts⸗Director von Uthmann. 


(Rub: 


Se. Majeftät der König hat dem | 
1 
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C a Be ie a ö 
ajeftät die Kaiſerin⸗Königin] war geſtern 
Se e Diakoniſfinnen⸗Einſegnung in Bethanien anweſend. 
be 52 Katferlihe und Königliche Hoheit der Kronprinz! 
Pon Sich geſtern früh 8%, Uhr mit Sr. Königlichen Hoheit dem 
6 nen Wilhelm zur Abreiſe Sr. Königlichen Hoheit des Prinzen 
arl nach dem Bahnhof. 
S Um 12 Uhr empfing Se. Kaiſerliche Hoheit den Oberſten von 
un „Flügel⸗Adjutanten des Herzogs von Sachſen⸗Coburg⸗Gotha, 
2 Sr. Königlichen Hoheit dem Prinzen Wilhelm im Höͤchſten 
a Tage der Herzöge von Sachſen⸗Coburg⸗Gotha, Meiningen und 
Alenburg, Hoheiten, das Großkreuz des Herzoglich ſachſen⸗erneſtiniſchen 
daus⸗Ordens überreichte. 
Schwerter beſuchte Se. Kaiſerliche Hoheit die Ateliers der Bildhauer 

Schweinitz und Calandrelli. 

5 on 4½ Uhr empfingen Ihre Kaiſerlichen Hoheiten der Kronprinz 
N die Kronprinzeſſin den Geſandten der Schweiz, Herrn Arnold 
olh und demnächſt das Präſidium des Hauſes der Abgeordneten. 

5 (Reichsanz.) 
[Von Herrn Abg. Miquel] geht der „N. L. C.“ folgende Erklä⸗ 
ng zur Veröffentlichung zu: ; 

„Bei meiner Ankunft in Berlin wurde ich auf einen Artikel der „Ger⸗ 
mania aufmerkſam gemacht, welcher nach der Darſtellung eines Correſpon⸗ 
* aus Waldeck behauptet, ich habe mich in einer dortigen Verſammlung 
secember v. J. in folgendem Sinne geäußert: 
li, Breußen müſſe mehr und mehr in Deutſchland aufzehen; er (Redner) 
te den Fall nicht für unmöglich, daß es in Zukunft kein preußiſches 
geordnetenhaus und damit kein Herrenhaus mehr gebe, was noch weniger 
zu beklagen ſei; daß die wenigen Angelegenheiten reußens zugleich vom 
eichstage erledigt würden. Die übrigen Staaten, Baiern, Würtemberg 
Site. möchte ihre Könige u. ſ. w. mit ihren Ehrenrechten behalten, 
Rete Länder würden aber im Uebrigen eine Stellung zum 
Stiche einnehmen, wie etwa jetzt die Provinzen zum größeren 
taatswe en.“ 
Ver Sachverhalt iſt dieſer: hl 89 5 

„our Zeit der Stichwahlen in München wurde ich von dort telegrapiſch 
gebeten, eine von der Gegenpartei verwerthete angebliche Aeußerung von 
Ke em Aufgehen Baierns in den deutſchen Einheitsſtaat zu dementiren. Ohne 
welntniß von dem Inhalt des „patriotiſchen“ Aufrufs und der Quelle, aus 

elcher derſelbe geſchöpft war, beſchrantte ich mich darauf, die 1 fe für 
unden zu erklären. Jetzt erſt erſehe ich, daß die „Germania“ im Weſent⸗ 
de en ſene Aeußerungen wenigſtens dem Sinne nach wiederholt und daß 

15 Referat auch in andere Blätter übergegangen iſt. Der bon der „Germ.“ 

erfolgte Zwecktritt deutlich genug hervor, indem fie meine angeblichen Aeußerun⸗ 
r Anſchauungen der geſammten nationalliberalen Partei erklärt. In den 

Rachdamkun en in Corbach und Arolſen führte ich den Gedanken aus daß, 
en in Deutſchland ein einheitliches Heerweſen, eine einheitliche Politik 

Nied außen, ein einheitliches Zollſyſtem, ein einheitliches Gebiet für freie 

La eeerlaſſung und freies Gewerbe hergeſtellt, an den weſentlichen Grund⸗ 
gefehlt de deutſchen Bundesſtaats nur noch die einheitliche Juſtizverfaſſung 
ein x habe. Wie im Parlament, ſo bezeichnete ich auch hier letztere als 
Deus an dament nationalen Lebens, welches von einer beſtimmten berate ba 
5 uche edo unabhängig ſei. Ich wies die gegen die nationalliberale Par⸗ 
A preußiſche Decentraliſationsgeſetzgebung ſchilderte, i 


5 e Nr 
eee 


bet 


kimmt, 
St Satz ausgeführt zu haben, daß eine weitere Beſchränkung der 
©: der Einzelſtaaten und der Rechte der Fürſtenhäuſer durch kein 


stehe ter Verletzung der Reichsverfaſſung den Fürſten „nur einige 

en, d. s 

weſche gend ie geſchilderte Entwickelung der inneren Zuſtände Preußens, 

ſolche G60 

Dieſe 
ed 


üb 
ark, für die & 
dee e bemüht war, die Grenzlinie zwiſchen Einzelſtaat und 


Manag, mie der Correfpondent der „Germania“ kann ich mich ſelbſtver⸗ 
argeleg n 
degten ten, l 
eden kenn entſpricht, und ich glaube wohl den Anſpruch erheben zu 
5 uverlafſt 

e 


b 
Ar. a “ fügt dieſer Erklärung noch hinzu, daß auch in einer 
Maul ptefpondenz. des „Waldeck ſchen Anzeigers“ erklärt wird, Herr 
e „auch keine einzige Aeußerung gethan, die nur im Entfern⸗ 


en Effectenbank iſt heute Mittag ſeitens des Procurators 
ittel der Caſſation eingelegt worden. 


„„ Provinzial Zeitung. 


Breslanreglau, 5. Februar. [Lasker lehnt definitiv für 
Verhandlu ab.] Wie die „N.& C.“ schreibt, hat es ſich nach längeren 
einen und den zwiſchen dem Berliner Central⸗Wahlcomite auf der 
Seite nur leininger und Breslauer Parteſgenoſſen auf der anderen 
für B mehr entſchieden, daß der Abg. Lasker das Mandat 
nimmt. ala 


Rhein Appellkammer des hieſigen Zuchtpolizeigerichts in Sachen 
Be zm 


S 
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und Anna uch der Abg. Hänel hat ſich für Ablehnung in Breslau 
in der Lan in Kiel entſchieden. Der Hergang der Verhandlungen 
Breslau ange chen Angelegenheit war kurz gefaßt folgender: Von 
Schwier wurde dringend verlangt, daß Herr Lasker Angeſichts der 


ri 
N der Annan hen, weiche ein nochmaliger Wahlkampf bereiten würde, 


der ihn 1 — möchte. Herr Lasker, welcher feinem alten Wahlkreise, 
derungen die 4 dreimal zum Vertreter gewählt, auf mehrfache Auffor⸗ 
hatte, konnte annahme des Mandats im Falle der Wiederwahl zugeſagt 
TEL ihn von 5 Verſprechen nur zurücknehmen, wenn die Meininger 
Würdigun emſelben entbanden. Das Central⸗Wahleomite, in voller 


des Landeg, er Wichtigkeit des Wahlſitzes in der zweiten Hauptſtadt 
Mitglied ber undte ſich dieſerhalb brieflich an vier hervorragende 
thal und natlonalliberalen Partei in Saalfeld, Pösned, Gräfen⸗ 
Meiningen zu ſcerg. Es erklärte ſich bereit, eine Deputation nach 
der Deininge, (fen, um über die Gründe, welche einen Berziht 
ließen, perſönlich eunde auf Lasker's Verſprechen wünſchenswerth erſcheinen 

u verhandeln. Auf dieſe Mittheilungen erfolgte von allen 


u ablehnt und die Wahl in Meiningen definitiv an⸗ 


777 — wege 


pier Seilen elnmüthig die telegsophifche Erlisrung, daß eln folder 


mitwirken könnten, daß Lasker das Mandat für ihren Kreis aufgäbe. 
Nähere briefliche Erläuterungen ließen jeden weiteren Verſuch, durch per⸗ 
ſoͤnliche Beſprechungen die Meininger zu einem anderen Entſchluß zu 
bewegen, ſals ausſichtslos erſcheinen. Selbſtverſtändlich konnte aber 
ohne die freie Zuſtimmung des älteren Wahlkreiſes weder der Abg. 
Lasker die Wünſche der Breslauer erfüllen, noch das Centralwahlcomite 
ihn zu ſolcher Erfüllung auffordern. Eine Deputation der Breslauer 
Parteigenoſſen, welche am 2. Februar in Berlin anweſend war, über⸗ 
zeugte ſich auch ihrerſeits, daß es außer der Macht des Ceutralcomtte's 
liege, dieſe Lage zu ändern. — Wenn an irgend einem Ort, ſo ſind 
nunmehr in Breslau die liberalen Parteien darauf angewieſen, ſich 
über die Wahlen zu verſtändigen und gemeinſam dahin zu wirken, daß 
nicht auch die zweitgrößte Stadt des Landes eine ſocialdemokratiſche 
Veriretung im Reichstage erhalte. Dieſe Aufgabe liege ſo klar vor 
Augen, daß bei dem geſunden und patriotiſchen Sinne der 
Breslauer Bürgerſchaft dieſe oberſte Pflicht ſicher über alle unter⸗ 
geordneten Zwiſtigkeiten den Sieg davontragen wird. Wenn 
dies geſchieht und wenn die 34 Procent der Wähler, welche bei den 
letzten Wahlen noch unbetheiligt geblieben und ohne Zweifel nicht zur 
Socialdemokratie zu rechnen ſind, nur zum Theil ihre Schuldigkeit thun, 
ja wenn nur alle Diejenigen, welche bei der Stichwahl an der Urne 
erſchienen, ſich dieſer doch wahrlich nicht großen Mühe nochmals unter⸗ 
ziehen, ſo iſt ein ſocialdemokratiſcher Sieg nicht zu befürchten. Ueber 
die Candidatenfrage find die Verhandlungen, fo viel wir hören, noch in 
der Schwebe. 


Telegraphiſche Depeſchen. 
(Aus Wolff's Telegr.⸗Bureau.) 

Wien, 3. Februar. Wie die „Politiſche Correſpondenz“ erfährt, 
iſt die Antwort der Pforte auf das Verlangen Serbiens in Betreff 
der Mittheilung der Garantien für die künftige Haltung Serbiens der 
Art ausgefallen, daß die ſerbiſche Regierung vorerſt die Verhandlungen 
nicht fortſetzen könne. Die von der Pforte verlangten Garantien 
machen den von ihr ſelbſt offerirten status quo ante illuſoriſch. — 
Nach einem der genannten Correſpondenz aus Bukareſt zugegangenen 
Telegramme hat die rumäniſche Regierung ihre Agenten im Auslande 
neuerlich angewieſen, die Gerüchte über einen angeblichen Allianzver⸗ 
trag zwiſchen Rußland und Rumänien für unbegründet zu erklären 
mit dem Hinzufügen, daß von der Betheiligung Rumäniens an einer 
eventuellen Kriegsaction keine Rede fein könne. 

Wien, 4. Februar. Wie dem „Telegraphen⸗Correſpondenz⸗Bureau“ 
aus Bukareſt gemeldet wird, ſteht die daſelbſt ausgebrochene Miniſter⸗ 
kriſts in keinerlei Beziehung zur auswärtigen Politik der Regierung. 

Nom, 3. Febr. Der Papſt hat aus Anlaß der Frage, ob die 
Katholiken ſich an den politiſchen Wahlen betheiligen ſollen, ein vom 
29. v. M. datirtes Breve an die katholiſchen Vereine gerichtet, welches 
mit Bedauern die diesbezüglich unter den Katholiken herrſchende Mei⸗ 
nungsverſchiedenheit conſtatirt und erklärt, daß die kirchlichen Behörden 
noch nicht darüber ſchlüſſig geworden ſeien, ob beſonders in den ehe⸗ 
mals päpſtlichen Staaten die Theilnahme an den öffentlichen Angelegen⸗ 
heiten geſtattet ſei. Der Zweck der katholiſchen Vereine ſei jedenfalls 
in erſter Linie der Jugendunterricht, Uebung der Werke der Barm⸗ 
herzigkeit und der Vertheidigung der Kirche. Wenn man an den 
Wahlen theilnehme, würde man einen ungewiſſen Erfolg einem ge⸗ 
wiſſen vorziehen. Der Papſt fordert ſchließlich die weltlichen Vereine 
auf, in die eigenen Meinungen nicht die geiſtlichen Behörden hinein⸗ 
zuziehen, die Zwietracht zu beſeitigen und die ihnen obliegenden fer⸗ 
neren Zwecke zu verfolgen. 

Nom, 3. Febr. Die heute an der Börſe in Paris verbreiteten 
Gerüchte von dem Tode des Papſtes werden von der „Agenzia Stefani“ 
als unbegründet bezeichnet. Noch geſtern habe der Papſt die Oberen 


religtöſer Orden zur Kerzenweihe empfangen. 


Petersburg, 3. Febr. Der heutige „Regierungsanzeiger“ bringt 
genaue Daten über den ſanitären Zuſtand der Südarmee, aus denen 


€ fich ergiebt, daß von in Summa 180,000 Mann nur 1889 erkrankten, 


das Procentverhältniß der Erkrankungen nicht zunehme. 


Petersburg, 4. Febr. Die ihrem weſentlichen Inhalt nach heute 
bereits gemeldete Circulardepeſche des Fürſten Gortſchakoff, welche nun⸗ 
mehr auch von dem „Regierungsanzeiger“ veröffentlicht wird, trägt das 
Datum vom 19. 1. Januar und iſt an die Vertreter Rußlands in 


Berlin, Wien, Paris, London und Rom gerichtet. 


Petersburg, 4. Febr. Das nunmehr vorhandene Circularſchreiben 
des Fürſten Gortſchakoff erinnert zunächſt daran, daß die Ueberein⸗ 
ſtimmung der Großmächte vermöge der Iniative der ruſſiſchen Regie⸗ 
rung bei dem Beginn der orientaliſchen Kriſis erzielt worden ſei. So: 
dann wird ausgeführt, daß dieſe Uebereinſtimmung durch die Zurück⸗ 
welfung des Berliner Memorandums geſtört, bald aber wieder auf der 
von England vorgeſchlagenen Grundlage wiederhergeſtellt worden ſei, 
und endlich dazu geführt habe, daß die Mächte einſtimmig ihre For⸗ 
derungen auf der Conferenz in Konſtantinopel der Pforte vorlegten, 
welche dieſelben alsdann abgelehnt habe. Die kaiſerliche Regierung 
glaube, daß Europa durch dieſe vereinigte diplomatiſche Action be⸗ 
wieſen habe, daß es ſich lebhaft für die Erhaltung des Friedens im 
Orient intereſſire, und daß Europa es als ſeine Pflicht und ſein 
Recht erkenne, dazu im Namen der allgemeinen Intereſſen mitzu⸗ 


wirken. Die kaiſerliche Reglerung habe daher, bevor ſie einen Ent⸗ 


ſchluß in dieſer Angelegenheit gefaßt hätte, geleitet von dem Wunſche, 
auch in dieſer neuen Phaſe der orientaliſchen Frage die Ueberein⸗ 
ſtimmung der europäiſchen Mächte aufrecht zu erhalten, ihre Vertreter 
bei den fünf Mächten, welche den Pariſer Vertrag unterzeichnet haben. 
beauftragt, ſich darüber Gewißheit zu verſchaffen, was die Regierungen, 
bei denen ſie beglaubigt ſind, gegenüber der Abweiſung, welche die 
einſtimmigen Wünſche Europas bei der Pforte erfahren haben, nun⸗ 
mehr zu thun gedenken. 

Bukareſt, 4. Febr. Das heutige Amtsblatt veröffentlicht die Er⸗ 
nennung von 16 Stabsoffizieren zu Commandanten der 16 Doro⸗ 
bantzen⸗Regimenter. 

Waſhington, 3. Februar. Die von dem Cabinet berathene Bot⸗ 
ſchaft des Präſidenten Grant an den Congreß iſt dieſem nunmehr zu⸗ 
gegangen. In derſelben wird vorgeſchlagen, daß die Wiederaufnahme 
der Baarzahlungen auf den bereits früher in Ausſicht genommenen 
Termin feſtgeſetzt werde. Ferner wird in Anregung gebracht, daß der 
Congreß den Schatzſecretär ermächtige, 4procentige Bonds im Betrage 
von 150 Millionen Dollars zu emittiren, deren Einlöſung in 
40 Jahren gegen die geſetzliche Münze zu erfolgen habe. f 

(Aus L. Hirſch's Telegraphen⸗ Bureau.) 

Wien, 3. Febr. Die Friedensverhandlungen zwiſchen der Türkei 
und Montenegro ſtoßen auf unüberwindliche Schwierigkeiten. Die 
Bedingungen Montenegros werden türkiſcherſeits für unannehmbar 
erklärt. Die ſerbiſchen Verhandlungen ſind durch neue türkiſche For⸗ 
derungen ebenfalls gefährdet und ſind die Hoffnungen des ſerbiſchen 
Vertreters ſehr herabgeſtimmt. 7 


Verzicht! 


bien gepflogenen Verhandlungen, weshalb man glaubt, daß die Ver⸗ 
handlungen ſcheitern werden. 

Wien, 4. Febr. Von beſtinformirter ſerbiſcher Seite wird mit⸗ 
getheilt: Serbien erklärt heute officiell, erſt dann die Verhandlungen 
fortſetzen zu können, wenn die Türkei den status quo ante bellum 
ohne jeden einſchränkenden Zuſatz anerkennt. Bis dahin betrachte 
Serbien den ganzen Incedenzfall als ungeſchehen. 

Wien, 4. Febr. Da die Türkei außer den bekannten Bedingungen 
von Serbien noch ſtricte Neutralität im Falle eines ruſſiſch⸗türkiſchen 
Krieges verlangt, Serbien aber ablehnt, ſo ſind die ſerbiſch⸗türkiſchen 
Friedensverhandlungen als abgebrochen zu betrachten. 

Telegraphiſche Courſe und Börſennachrichten. 
Aus Wolff's Telegr.⸗Bureau.) 

Berlin, 4. Febr., Nachm. 1 U. 40 M. [Privatverkehr.] Creditactien 
246, 00& 245, 50 A 247, 00 à 246, 50, Franzofen 393, 50 & 395, 50 à 395, 00, 
Lombarden 128, 00 nominell, 1860er Looſe 99, 50, Silber⸗Rente 56, 50, 
Papier⸗Rente 52, 10 à 52, 40, 52, à 25, Goldrente 61, 50, Italiener 72, 30, 
Sproc. Türken 12, 75, Rumänier 14, 00, 5proc. Amerikaner —, Köln⸗Mind. 
Bahn 100, 75, Bergiſch⸗Märkiſche Bahn 78, 90, Rheiniſche Bahn 109, 75, 
3 85 55 87, 50 à 88, 25, Laurahütte 63, 50 à 63, 10 à 63, 75, Darmſtädter 
Bank —, Deutſche Bank 86, 25, Disconto⸗Commandit 109, 50 à 109, 75, 
Sproc. Ruſſen 83, 30, Reichsbank 157, 75. Bei niedrigeren Courſen ziemlich 
feſt. Galizier belebt. 

Nachbörſe: unverändert. 

Frankfurt a. M., 4. Febr., Nachm. 
Wiener Wechſel —, Böhm. eſtb 


[Sffecten-Societät.] Matt. 
Gelgher 1744. 


ahn —, Eliſabethbahn 
Lombarden 63%. Nordweſt⸗ 


110%. l } Franzosen 196½. N 
bahn —. Silberrente 56%. Papierrente 52%. Amerikaner de 85 102%. 


1860er Looſe 99%. 1864er Loofe —, —. Creditactien 122%. Oeſter⸗ 
reichiſche Nationalbank 698,00. Darmſtädter Bank 101. Berliner Bankverein 
—. Frankfurter Wechslerbank —. Meininger Bank 71%. Heſſ. Ludwigs⸗ 
bahn —. Ungariſche Staatslooſe —, —. Ungariſche Schatzwerthe alte 83%. 
do neue 82. Goldrente 61%. Reichsbank 157%. 

Nach Schluß der Börfe: Ereditactien 122%, Franzoſen 197%, 1860er Looſe 
—, Silberrente —, Papierrente —, Galizier 175%, Lombarden —, Gold⸗ 
rente —, Nationalbank —. 

Ke. Ad. 3. Febr., Nachmittags. [Schluß⸗Courſe.] Hamburger 
St.⸗Pr.⸗Act. 117, Silberrente 57, Goldrente —, —, Credit⸗Actien 123%, 
1860er Looſe 100%, Franz. 491%, Lomb. 157%, Ital. Rente 72%, Vereins⸗ 
bank 118%, Laurahütte 63%, Commerzb. 101, Norddeutſche 129%, Anglo⸗ 
deutſche 44, Internationale Bank 85 4, Amerikaner de 1885 97%, Koͤln⸗ 
Minden. St.⸗A. 101, Rhein⸗Eiſenbahn do. 109%, Berg.⸗Märk. do. 79, 
Disconto — pCt. Matt. 

Hamburg, 4. Febr., Nachmittags. [Privatverkehr.] Silberrente 
56%, Lombarden 157%, Creditactien 123%, Franzoſen 495, Rhein. 
Bahn 109%, Laurahütte —, Bergiſch⸗Märkiſche Bahn 79%, Köln⸗Mindener 
Bahn Schuß . —, Goldrente —. Auglo'⸗deutſche — Anfangs 
matt, uß feſt. 

Wien, 4. Febr., 12 Uhr 40 Min. [Privatverkehr.] (Schluß.) Credit⸗ 
actien 148,70, Franzoſen 236,—, Lombarden 77,—, Galizier 209,75, Anglo⸗ 
Auſtrian 77,25, Goldrente 74,60, Papierrente 63,15, Marknoten 60,30, 
Napoleonsd'or 9,80. Matt, ſtill. 2 ? 

Liverpool, 3. Febr., Vormittags. aumwolle.] ee ap 
Muthmaßlicher Umſatz 5000 Ballen. Ruhig. Tagesimport 15,000 B., davon 
11,000 B. amerikaniſche. 

Liverpool, 3. Februar, Nachmittags. [Baumwolle.] (Schlußbericht.) 
Umſatz 5000 Ballen, davon für Speculation und Export 1000 Ballen. 
Tendenzlos. Futures eher billiger. 

Paris, 3. Febr., Nachm. e feſt, Nr. 10/13 pr. Februar 17 
100 Kilogr. 73, 50, Nr. 7/9 pr. Februar pr. 100 ann 79, 50. Weißer 
Zucker weichend, Nr. 3 pr. 100 an: pr. Februar 83, 50, 
pr. April 84, 00, pr. Mai⸗Auguſt 84, 25. 

London, 3. Febr. Havannazucker feſt. 


ntwerpen, 3. Febr., Nachmittags 4 Uhr 30 Min. [Getreidemarkt.] 


Wien, 3. Febr. Eine Oepeſche des Großdeziers an den hieſgen 
unmöglich fei, und daß die Meininger unter keinen Umſtänden dazu türkiſchen Botſchafter billigt nicht die bisherigen Reſultate der mit Ser- 


pr. März 83, 75, 


A 
(Schlußbericht.) Weizen unverändert. Roggen matt. Hafer ſtetig. Gerſte 


behauptet. 

Antwerpen, 3. Febr., Nachmittags. [Petroleummarkt.] (Schluß⸗ 
bericht.) Raffinirtes, Type weiß, loco 50% bez. u. Br., pr. Februar 49 
Br., ver März 45% Br., per April 45% Br., per 


— Fe 
temen, 3. Febr., Nachmittags. [Petroleum.] (Schlußbericht.) Ruhig. 
Standard white loco 19, 50, per . 19, 30, pr. März 18, 25. x 


Hamburg, 3. Febr. [Börſenbericht von Ferdinand Seligmann. 
1 Bi. 28 N. 5 a I 


na April » Mai 221 M. d., September-October —. 
— Roggen, April⸗Mai 159 M. Br. 158 M. Gd., September⸗October —. 
— Nübol, Mai 75 M. Br., 74% M. Go., October —. — Petroleum, loco 


19 M. Br., 18% M. Gd. — Spiritus, lauf. Monat 44% M. Br. 44% 
M. Gd., April⸗Mai 44% M. Br., 44% M. Gd., Mai⸗Juni 44% M. Br., 
4466 M. Gd., Juni⸗Juli 45 M. Br., 45 M. Gd., Juli⸗Auguſt 46 M. Br., 
45½ M. Gd., Auguſt⸗September —. 


Trieſt, 3. Febr. Der Lloyddampfer „Aquila imperiale“ iſt mit der oſt⸗ 


indiſchen Ueberlandpoſt heute Vormittag 11 Uhr aus Alexandrien hier ein? 


getroffen. 


# Breslau, 5. Febr., 9% Uhr Vorm. Am heuligen Markte war die 


Stimmung im Allgemeinen etwas feſter, bei mäßigen Zufuhren und unver⸗ 


änderten Preiſen. f } 
Weizen in feſter Haltung, per 100 Kilogr. ſchleſiſchet weißer 17,10 bis 
8 Mark, gelber 17,10—19,10— 20,90 Mart, feinite Sorte über 
uz beza 5 
oggen, feine Qualitäten gut preishaltend, per 100 Kilogr. neuer 15 
bis 16 bis 17—17,80 Mart, feinſte Serte über Notiz bezablt. 
Gerſte, nur feine Qualitäten preishaltend, per 100 Kilogr. neue 13,60 
bis 14,80 Mart, weiße 15,20 —15,80 Mark. 
m . matter Haltung, per 100 Kilogr. neuer 12,80—14,20 bis 
5 0 Ark. 
Mais angeboten, per 100 Kilegr. 11,20—12,20—13,50 Mark. 
Erbſen ohne Aenderung, per 100 Kilogr. 12 — 13,70 bis 15,80 Mark. 
Bohnen mehr beachtet, per 100 Kilogr. 15,70 — 17,00 — 18,00 Mart. 
Lupinen gut behauptet, ver 100 Kilogr. gelbe 9,50 —10,50— 11,20 Mark, 
blaue 9,30—10,40— 11,00 Mark. 


Wicken ſchwache Kaufluſt, per 100 Kilogr. 11,50 —12,50— 13,50 Mark. 


aaren in matter Haltung. 
aglein mehr beachtet. g 
Pro 100 Kilogramm netto in Mart und Pf. 
Schlag⸗Leinſaat 26 50 25 — 22 


Sal 


Winterraps 32 50 30 — 29 — 
Winterrübſenn 31 50 28 50 27 50 
Sommerrübſen 30 — 28 — 27 — 
Leindottte 26 50 25 23 — 


50 

Napskuchen matter, per 50 Kilogr. 7,10 bis 7,49 Mark. 

Leinkuchen niedriger, per 50 Kilogr. 8,60—9 Mart. 

Kleeſamen beſſere Kaufluſt, rother feine Qualitäten gut behauptet, 
per 50 Kilogr. 53—60—68—72—77 Mart, weißer blieb matt, per 50 Kilogr. 
56-66-69 —76—80 Mark, bochfeiner über Nonz. N 

Tbymothee feiter, per 50 Kllogr. 23—27—30 Marl. 

Mehl ohne Aenderung, per 100 Kilogr. Weizen fein 29—30 Mark, 
Roggen fein 26,75— 27,75 Mart, Haus backen 25,75—26,75 Mark, Roggen⸗ 
Futtermehl 10,00 —11,00 Mark, Weizentleie 8—9 Mark. N 


Witterungsbericht vom 4. Februar. 


25 ER 
ort. Is 28 Win d. Wetter. 882 Bemerkungen. 

N 3282 1 
SE — 

aris 768,0 SW. ſchwach. wolkig. 6,5 

amburg 761,8 SW. mäßig. Regen. 3,0 

aparanda 756,1 S. 8 bedeckt. —6,4 

etersburg 766,7 SSW. ſ. leicht. bedeckt. —10,3 

ien 769,4 till. ebel. —1,0 

Neufahrwaſſer | 766,6 SW. leicht. wolkig. —0,6 


Breslau, 5. Febr. [Waſſerſtand.] O.⸗P. 4 M. 94 Cm. U.⸗P. — M. 30 Cm. 
Eisſtand. 
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Napoleons W en Magdeb.-Leipalg 1 (- die bekannte Firma worben, habe es nun erweitert und führe es unter meinem 
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ger Präm.-Pfäb.|4 10490 dc jBerliner Norabnun — | — FE Montag, den 5. Februar. Geſammt⸗ 
Gent. Silberpfandbr. : 8% 33,28 G ne ee eee Gaſtſpiel der Mitglieder des Ber⸗ Breslau Breslau 
yp.-Crd.-Pfdbr.|5 | 20.30 bz Halle “ : i 5 0 0 
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